Arbeitsblatt Gruppe 1 zu Artikel 12 und Artikel 14 BRK
Material zu Art. 12 UN-BRK
Art. 12 Gleiche Anerkennung vor dem Recht
1) Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass Menschen mit Behinderungen das Recht haben, überall als Rechtssubjekt anerkannt zu werden. 
[bookmark: _GoBack](2) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen gleichberechtigt mit anderen Rechts- und Handlungsfähigkeit genießen. 
(3) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen Zugang zu der Unterstützung zu verschaffen, die sie bei der Ausübung ihrer Rechts- und Handlungsfähigkeit gegebenenfalls benötigen. 
(4) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass zu allen die Ausübung der Rechts- und Handlungsfähigkeit betreffenden Maßnahmen im Einklang mit den internationalen Menschenrechtsnormen geeignete und wirksame Sicherungen vorgesehen werden, um Missbräuche zu verhindern. Diese Sicherungen müssen gewährleisten, dass bei den Maßnahmen betreffend die Ausübung der Rechts- und Handlungsfähigkeit die Rechte, der Wille und die Präferenzen der betreffenden Person geachtet werden, es nicht zu Interessenkonflikten und missbräuchlicher Einflussnahme kommt, dass die Maßnahmen verhältnismäßig und auf die Umstände der Person zugeschnitten sind, dass sie von möglichst kurzer Dauer sind und dass sie einer regelmäßigen Überprüfung durch eine zuständige, unabhängige und unparteiische Behörde oder gerichtliche Stelle unterliegen. Die Sicherungen müssen im Hinblick auf das Ausmaß, in dem diese Maßnahmen die Rechte und Interessen der Person berühren, verhältnismäßig sein.  (…)
Der BRK-Ausschuss zu Art. 12: Allgemeine Bemerkungen Nr. 1 zu Art. 12 UN-BRK
13. Rechtliche Handlungsfähigkeit und geistige Fähigkeit sind unterschiedliche Konzepte. Rechtliche Handlungsfähigkeit ist sowohl die Fähigkeit, Inhaber von Rechten und Pflichten zu sein (Rechtsfähigkeit) als auch diese Rechte und Pflichten auszuüben (Handlungsfähigkeit im Recht). Sie ist der Schlüssel für den Zugang zu einer wirksamen Partizipation an der Gesellschaft. Geistige Fähigkeit bezieht sich auf die Fähigkeit einer Person, Entscheidungen zu treffen; diese Fähigkeit ist naturgemäß von Person zu Person verschieden und kann auch  beim einzelnen Menschen variieren, abhängig von vielen Faktoren, einschließlich umweltbedingter und sozialer Faktoren. In der Vergangenheit sind Rechtsinstrumente wie die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (Artikel 6), der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte (Artikel 16) und das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (Artikel 15) auf den Unterschied zwischen geistiger Fähigkeit und rechtlicher Handlungsfähigkeit nicht näher eingegangen. Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (Artikel 12) stellt jetzt klar, dass „Geistesgestörtheit“ und andere diskriminierende Bezeichnungen kein legitimer Grund für die Versagung der rechtlichen Handlungsfähigkeit (rechtliche Rolle und Rechtsstellung im Verfahren) sind. Nach Artikel 12 sind wahrgenommene oder tatsächliche Defizite in der geistigen Fähigkeit keine Rechtfertigung für die Versagung der rechtlichen Handlungsfähigkeit.
(...)
16. Artikel 12 Absatz 3 besagt, dass die Vertragsstaaten die Verpflichtung haben, Menschen mit Behinderungen Zugang zu Unterstützung zur Ausübung ihrer rechtlichen Handlungsfähigkeit zu verschaffen. Die Vertragsstaaten müssen es unterlassen, Menschen mit Behinderungen rechtliche Handlungsfähigkeit zu versagen, und diesen Menschen stattdessen Zugang zu der notwendigen Unterstützung verschaffen, die sie in die Lage versetzt, rechtswirksame Entscheidungen zu treffen. 
17. Die Unterstützung zur Ausübung der rechtlichen Handlungsfähigkeit muss die Rechte, den Willen und die Präferenzen von Menschen mit Behinderungen achten und sollte nie auf eine ersetzte Entscheidungsfindung hinauslaufen. Artikel 12 Absatz 3 legt die Form einer solchen Unterstützung nicht fest. "Unterstützung" ist ein weit gefasster Begriff, der sowohl informelle als auch formelle Arrangements zur Unterstützung in unterschiedlicher Art und Intensität umfasst. Zum Beispiel können Menschen mit Behinderungen eine oder mehrere Vertrauenspersonen auswählen, die ihnen bei der Ausübung ihrer rechtlichen Handlungsfähigkeit für bestimmte Arten von Entscheidungen zur Seite stehen, oder auf andere Formen der Unterstützung zurückgreifen, wie zum Beispiel Peer-Support, Interessenvertretung (einschließlich Unterstützung bei der Selbstvertretung) oder Kommunikationsassistenz. Unterstützung für Menschen mit Behinderungen bei der Ausübung ihrer rechtlichen Handlungsfähigkeit könnte Maßnahmen in Bezug auf universelles Design und Zugänglichkeit umfassen - wie zum Beispiel die Anforderung an private und öffentliche Akteure wie Banken und Finanzinstitutionen, verständliche Informationen oder professionelle Gebärdensprachdolmetschung bereitzustellen - um Menschen mit Behinderungen zu ermöglichen, die für die Eröffnung eines Bankkontos, den Abschluss eines Vertrags oder sonstige soziale Transaktionen erforderlichen Rechtshandlungen vorzunehmen. Unterstützung kann auch die Entwicklung und Anerkennung verschiedener nicht-konventioneller Kommunikationsmethoden bedeuten, insbesondere für diejenigen, die nonverbale Formen der Kommunikation nutzen, um ihren Willen und ihre Präferenzen zum Ausdruck zu bringen. Für viele Menschen mit Behinderungen ist die Möglichkeit der Vorausplanung eine wichtige Form der Unterstützung, weil sie so ihren Willen und ihre Präferenzen darlegen können, denen entsprochen werden soll, wenn sie eventuell nicht in der Lage sind, anderen ihre Wünsche mitzuteilen. Alle Menschen mit Behinderungen haben das Recht, Vorsorge zu treffen, und ihnen sollte die Möglichkeit gegeben werden, dies gleichberechtigt mit anderen zu tun. Die Vertragsstaaten können eine Auswahl an Vorsorgeverfahren unterschiedlicher Form anbieten, die den verschiedenen Präferenzen entsprechen, aber alle Möglichkeiten sollten nicht diskriminierend sein. Wenn gewünscht sollte Unterstützung der einzelnen Person gewährt werden, um den Prozess der Vorsorgeplanung abzuschließen. Der Punkt, an dem eine Vorsorgeverfügung wirksam wird (und endet), sollte von dem Betreffenden in dem Text der Verfügung festgelegt werden und sollte sich nicht auf eine Beurteilung stützen, wonach dem Betreffenden die geistige Fähigkeit fehlt. 
Deutsche Übersetzung des Deutschen Instituts für Menschenrechte (Monitoring-Stelle zur UN-BRK); Quelle: Information der Monitoring-Stelle UN-BRK zur Allgemeinen Bemerkung Nr. 1 des UN-Fachausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen; Artikel 12: Gleiche Anerkennung vor dem Recht, online verfügbar: www.institut-fuer-menschenrechte.de > Monitoring-Stelle UN-BRK > zentrale Dokumente und Links; http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Weitere_Publikationen/Informationen_zu_General_Comment_Nr_1_MSt_2015.pdf 

Der BRK-Ausschuss zu Art. 12: Abschließende Bemerkungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands
25. Der Ausschuss ist besorgt über die Unvereinbarkeit des im deutschen Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) festgelegten und geregelten Instruments der rechtlichen Betreuung mit dem Übereinkommen. 
26. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, 
(a) in Anbetracht der Allgemeinen Bemerkung Nr. 1 (2014) des Ausschusses alle Formen der ersetzenden Entscheidung abzuschaffen und ein System der unterstützten Entscheidung an ihre Stelle treten zu lassen 
(b) professionelle Qualitätsstandards für Mechanismen der unterstützten Entscheidung zu entwickeln; 
(c) in enger Zusammenarbeit mit Menschen mit Behinderungen auf Bundes-, Länder- und Kommunalebene für alle Akteure, einschließlich öffentliche Bedienstete, Richter, Sozialarbeiter, Fachkräfte im Gesundheits- und Sozialbereich, und für die Gesellschaft im weiteren Sinne Schulungen zu Artikel 12 des Übereinkommens anzubieten, die der Allgemeinen Bemerkung Nr. 1 entsprechen. 
Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (2015): Abschließende Bemerkungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands, CRPD/C/DEU/CO/1, 17. April 2015; Deutsche Übersetzung der Monitoring-Stelle zur UN-BRK


Fragen für die Gruppe: 
1. Was ist der Unterschied zwischen Rechts- und Handlungsfähigkeit?
2. Was ist der Unterschied zwischen Stellvertretung und unterstützende Entscheidungsfindung?
3. Kann es nach dieser Norm geschäftsunfähige behinderte Personen geben?

Hinweis zu Frage 1:
Rechtsfähigkeit ist die Fähigkeit Inhaber von Rechten und Pflichten zu sein, also z. B. zu erben, verklagt zu werden oder eine Staatsangehörigkeit zu haben. Rechtliche Handlungsfähigkeit bedeutet, eigenständig rechtlich verbindlich zu handeln bzw. für ein Handeln einzustehen, also z. B. Verträge zu schließen, Schadensersatz zahlen zu müssen, eine Ehe einzugehen, zu wählen, selber zu klagen u.a.


Material zu Art. 14 UN-BRK

Art. 14 Freiheit und Sicherheit der Person
(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten, 
a) dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen das Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit ihrer Person genießen; 
b) dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Freiheit nicht rechtswidrig oder willkürlich entzogen wird, dass jede Freiheitsentziehung im Einklang mit dem Gesetz erfolgt und dass das Vorliegen einer Behinderung in keinem Fall eine Freiheitsentziehung rechtfertigt. 
(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen, denen aufgrund eines Verfahrens ihre Freiheit entzogen wird, gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf die in den internationalen Menschenrechtsnormen vorgesehenen Garantien haben und im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen dieses Übereinkommens behandelt werden, einschließlich durch die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen. 
Der BRK-Ausschuss zu Art. 14 BRK: Richtlinien zu Artikel 14 UN-BRK (2015)
6. Es existieren nach wie vor Praktiken, wonach Vertragsstaaten Freiheitsentzug auf der Basis einer tatsächlichen oder wahrgenommenen Beeinträchtigung[footnoteRef:1] zulassen. Angesichts dessen hat der Fachausschuss festgestellt, dass Artikel 14 keinerlei Ausnahmen zulässt, um Personen auf Basis ihrer tatsächlichen oder wahrgenommenen Beeinträchtigung festzuhalten. Dennoch sieht die Gesetzgebung einiger Vertragsstaaten, darunter auch in Psychiatriegesetzen, immer noch Umstände vor, unter denen Personen auf der Basis ihrer tatsächlichen oder wahrgenommenen Beeinträchtigung festgehalten werden dürfen, vorausgesetzt, dass weitere Gründe für ihre Festsetzung vorliegen, einschließlich Gefährdung ihrer selbst oder von anderen. Diese Praxis stimmt nicht mit Artikel 14 überein; sie hat diskriminierenden Charakter und mündet in willkürlichem Freiheitsentzug.  [1:  Beeinträchtigung wird in diesen Richtlinien als ein physischer, psycho-sozialer, intellektueller oder sensorischer persönlicher Zustand verstanden, der mit oder ohne funktionale Einschränkungen des Körpers, des Geistes oder der Sinne einhergehen kann. Beeinträchtigung unterscheidet sich von dem, was normalerweise für die Norm gehalten wird. Behinderung wird verstanden als die soziale Wirkung der Interaktion zwischen individueller Beeinträchtigung und sozialer und materieller Umwelt wie in Art. 1 UN-BRK beschrieben.] 

(...)
13. In allen Staatenberichtsprüfungen hat der Ausschuss festgestellt, dass es im Widerspruch zu Artikel 14 steht, das Festhalten von Menschen mit Behinderungen zuzulassen auf der Grundlage einer wahrgenommenen Gefährdung der Personen selbst oder anderer. Das unfreiwillige Festhalten von Menschen mit Behinderungen aufgrund von eines Risikos oder einer Gefährlichkeit, mutmaßlicher Versorgungs- oder Behandlungsbedarf oder andere Gründe verbunden mit einer Beeinträchtigung oder Gesundheitsdiagnose steht im Widerspruch zum Recht auf Freiheit und führt zu willkürlicher Freiheitsberaubung.
Quelle: CRPD, Guidelines on article 14 of the Convention on the Rights of Persons with Disabilities, The right to liberty and security of persons with disabilities, Adopted during the Committee’s 14th session, held in September 2015, eigene Übersetzung

Der BRK-Ausschuss zu Art. 14 BRK: Abschließende Bemerkungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands
29. Der Ausschuss ist besorgt über die verbreitete Praxis der Zwangsunterbringung von Menschen mit psychosozialen Behinderungen in Einrichtungen, den mangelnden Schutz ihrer Privatsphäre und den Mangel an verfügbaren Daten über ihre Situation. 
30. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, alle unmittelbar notwendigen gesetzgeberischen, administrativen und gerichtlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
(a) um Zwangsunterbringung durch Rechtsänderungen zu verbieten, und mit den Artikeln 14, 19 und 22 des Übereinkommens übereinstimmende alternative Maßnahmen zu fördern; 
(b) um eine unabhängige Überprüfung durchzuführen, gestützt auf eine menschenrechtsbasierte Überprüfung der psychiatrischen Dienste für Menschen mit Behinderungen und der Achtung ihrer 
Privatsphäre sowie die Sammlung einschlägiger Daten. 
31. Der Ausschuss nimmt mit Besorgnis Kenntnis von dem Mangel an Informationen über Menschen mit Behinderungen im Strafjustizsystem, die bei einer Straftat für verhandlungsunfähig erklärt worden sind, über den Freiheitsentzug bei Personen aufgrund dieser Erklärung und die Anwendung von Maßregeln der Sicherung, oftmals auf unbestimmte Zeit. 
32. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, a) eine strukturelle Überprüfung der Verfahren einzuleiten, die genutzt werden, um straffällig gewordene Menschen mit Behinderungen zu bestrafen; b) sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen gleichen Zugang zu den Verfahrensgarantien haben, die allen einer Straftat beschuldigten Personen im Strafjustizsystem zur Verfügung stehen, unter anderem die Unschuldsvermutung, das Recht auf Verteidigung und auf ein faires Verfahren; c) angemessene Vorkehrungen an Orten des Freiheitsentzugs sicherzustellen. 
Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (2015): Abschließende Bemerkungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands, CRPD/C/DEU/CO/1, 17. April 2015; Deutsche Übersetzung der Monitoring-Stelle zur UN-BRK


Fragen für die Gruppe:
1. Erlaubt Art. 14 eine Zwangseinweisung aufgrund einer Behinderung?
2. Ist der neue § 1906 BGB mit Art. 14 BRK vereinbar? (vgl. dazu Word-Datei „BGB § 1906“) 
3. Haben Sie in Ihrer Arbeit eigene Erfahrungen mit diesem Thema gemacht?
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